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Vorwort 

Vorliegende Arbeit knüpft an meine Dissertation aus dem Jahre 1976 
an, die die Vernehmung des Beschuldigten im strafrechtlichen  Ermit t -
lungsverfahren  zum Inhalt hatte. Die jetzige Untersuchung greift  über 
den strafprozessualen  Bereich hinaus und bezieht — unter dem Aspekt 
der Selbstbelastungspflichten — die Position von Verfahrensbeteiligten 
aus der Zivilprozeß-, Konkurs- und Abgabenordnung mi t ein. Im Mi t -
telpunkt dieses Vergleichs steht dabei die Frage nach der Rechtfertigung 
des Privilegienstatus des Beschuldigten. 

Das Manuskript wurde im August 1978 abgeschlossen. 
Mein besonderer Dank gi l t meinem Lehrer, Herrn Prof.  Dr. W. Leisner, 

für vielfache Anregungen und wertvolle Kr i t i k , sowie Herrn Prof.  Dr. 
J. Broermann für die Aufnahme der Schrift  in dieser Reihe. 

Erlangen, im September 1978 

Bianca Fischer 
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RennwettLot tAB = Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lot te-

riegesetz 
Rpfl. = Der Deutsche Rechtspfleger 
StuW = Steuer und Wirtschaft 
VwVfG = Verwaltungsverfahrensgesetz 
ZRP = Zeitschrift  fü r Rechtspolitik 

Die übrigen Abkürzungen stimmen m i t dem von H. Kirchner bearbeiteten 
,Abkürzungsverzeichnis der Hechtssprache" (2. Auflage 1968) überein. 
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Gesetzliche Mitwirkungsgebote mi t der Folge eines Verstoßes gegen 
eigene Interessen (Selbstbelastung im weiteren Sinn) finden sich in 
zahlreichen Rechtsvorschriften.  I n welchem Umfang diese Pflichten zu 
erfüllen sind, legt der Gesetzgeber jedoch nicht einheitlich fest. Das Maß 
der zumutbaren Selbstbelastung, das er den Betroffenen  jeweils abver-
langt, ist von Rechtsgebiet zu Rechtsgebiet verschieden und keineswegs 
stets von der Disposition der Adressaten abhängig. Der bedeutendste 
Unterschied zeigt sich hier bei einem Vergleich zwischen dem Straf-
prozeßrecht und anderen Verfahrensgesetzen: 

Während -die Strafprozeßordnung  dem Interesse des Beschuldigten, 
sich nicht selbst belasten zu müssen, weitgehend Rechnung trägt, sind 
außerhalb des strafverfahrensrechtlichen  Bereichs eher gegenteilige 
Regelungen getroffen  worden. In der Mehrzahl der Fälle fehlen schüt-
zende Mitwirkungsverweigerungsrechte,  so daß angeordnete Selbstbe-
lastung meist ohne Rücksicht auf damit verbundene Interessenskolli-
sion in Kauf genommen werden muß. 

Diese auffällige  Disharmonie wird, wie die Gegenüberstellung mit 
der Beschuldigtenposition deutlich macht, in erster Linie durch 'diejeni-
gen Kategorien von Verfahrensgesetzen  begründet, die die Beteiligten 
trotz  aufgedrängter  Verfahrensrolle  zu nicht ausweichbarer Selbstbe-
lastung zwingen (Selbstbelastung im engeren Sinn, von der im folgen-
den ausschließlich die Rede sein soll). 

An diesem wichtigen formellen Kr i ter ium der von dritter Seite „zu-
diktierten Funktion" fehlt es z.B. bei materiellrechtlich verankerten 
Pflichten oder bei denjenigen, die einem Antragsteller i m Bereich der 
leistungsgewährenden Verwaltung abliegen. 

— Bereits iaus diesem Grund kann ganz allgemein das Verbot von 
„Fluchtrechten" — insbesondere § 142 StGB (Unerlaubtes Entfernen 
vom Unfallort)  — bei der folgenden Betrachtung ausgeklammert 
bleiben. 
I m übrigen aber ist eine besondere Auseinandersetzung mi t dieser 
Vorschrift  auch deshalb entbehrlich, wei l die ihr entspringenden 
Pflichten keine vom Beschuldigtenrecht abweichende Tendenz 
zeigen: 
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Die aktive Selbstbezichtigung, die einem Unfallbeteiligten aufgetra-
gen wird, ist minimal: Sie besteht lediglich in der Angabe, am Unfall 
beteiligt gewesen zu sein (§ 142 Abs. 1 Nr. 1 StGB)1 und kann zudem 
durch Handlungen zur Vereitelung der Feststellungen umgangen 
werden2. Dies ist im Fall von Abs. 1 jedenfalls nicht verboten3. An-
sonsten reicht es aus, bis zum Ende der Feststellungen am Unfallort 
anwesend zu sein (sogen, passive Ermöglichungspflicht).  Findet sich 
kein Feststellungsinteressent, muß zwar auch gewartet werden, aber 
nur über eine den Umständen nach „angemessene Zeit" (§ 142 Abs. 1 
Nr. 2 StGB)4. 
Schärfere  Selbstbelastungspflichten als nach 'der Strafprozeßordnung 
ergeben sich aus dieser gesetzlichen Vorschrift  somit nicht. 

— Auch andere im materiellen Recht wurzelnde Handlungsgebote 
brauchen für die Frage der Selbstbelastung nicht berücksichtigt zu 
werden. 
So mag etwa das seit 1. 4.1977 in Kraf t  befindliche „Recht der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen"5 zuweilen die Auffassung  von einer 
nunmehr Gesetz gewordenen Form unliebsamer Einengung beste-
hender Handlungsfreiheit  begründen oder bestätigen; mi t einer 
Pflicht zur Selbstschädigung haben diese Regelungen jedoch nichts 
zu tun: Als Kontrol lmit tel jener Unternehmen, deren wirtschaft-
liche und rechtliche Überlegenheit in allzu einseitig orientierten, 
zulasten des schwächeren Partners formulierten  Vertragsinhalten 
zum Ausdruck kommt, verhindern sie unbill ige Risikoverteilung 
und verhüten eine bedenklich weite Entfernung vom ursprünglich 
gedachten Vertragsmodell des Bürgerlichen Gesetzbuchs6. Auswir-

1 Über den Umfang der Angaben besteht keine Einigkeit : Vgl. etwa Maier, 
Vorstellungspflicht gem. § 142 StGB, NJW 1976, S. 1190 ff.;  Jagusch,  Zum Um-
fang der Vorstellungspflicht gem. §142 StGB, NJW 1976, S. 504 ff.; str. ist 
auch, ob und inwieweit ein Unfallbetei l igter zu weiterer akt iver M i tw i rkung 
verpflichtet ist, vgl. z. B. Müllert-Emmert/Mater,  Zur Neufassung des § 142 
StGB, DRiZ 1975, S. 176 f.; BGHSt 4, S. 144 ff.;  7, S. 117 ff.;  14, S. 231 ff.;  18, 
S. 114 ff. 

2 Nachweise aus der Rspr. zu solchen Vereitelungsmöglichkeiten bei Dre-
her/Tröndle,  StGB, 38., neubearb. Auf l . 1978, § 142 Rdnr. 29. 

3 So wohl die überwiegende Ansicht, vgl. Cramer  in : Schönke/Schröder, 
StGB, 19. Auf l . 1978, § 142 Rdnr. 23; Dreher/Tröndle (FN 2) — jeweils m. w. 
Nachw. 

4 Deren Dauer kann allerdings recht unterschiedlich sein, vgl. OLG Stutt-
gart, NJW 1978, S. 1445 f.; OLG Düsseldorf,  DAR 1977, S. 245 f.; BayObLG 
NJW 1970, S. 717 f. (zu § 142 a. F.); Cramer  (FN 3), § 142 Rdnr. 30. 

5 Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGB-Gesetz) vom 9. Dezember 1976 (BGBl. I, S. 3317). 

6 Ausführl ich hierzu die Kommentare zum AGB-Gesetz, etwa Dittmann/ 
Stahl,  AGB-Gesetz, 1977; Koch/Stübing,  AGB-Gesetz, 1977; Ulmer/Brandner/ 



Einleitung 

kungen dieser A r t verursachen keine dem formellen Recht vergleich-
baren Interessenverstöße. Sie korrigieren lediglich die Schranken 
privatautonomer Rechtsgestaltungsbefugnis, indem sie die Belange 
einzelner gegeneinander abwägen und mißbräuchliches Ausnützen 
zu verhindern suchen. 

— Ebensowenig liefert  das Gebiet der leistungsgewährenden Verwal-
tung instruktives Material für selbstbelastendes Verhalten. 

Abgesehen davon, daß sich — wenn überhaupt — wohl nur schwer 
ein Interessengegensatz zwischen dem Antragsteller und der Be-
hörde feststellen ließe, schafft  der tätig werdende Bürger durch die 
Unterbreitung des gewünschten Sachverhalts erst die erforderlichen 
Arbeitsgrundlagen für die begehrte Entscheidung. Da auf seine 
Init iat ive hin konkrete Tatsachen auf ihre Ubereinstimmung mit der 
Rechtsordnung überprüft  werden sollen, w i rd er die gerade entschei-
dungserheblichen Fakten der Behörde für die weitere Bearbeitung 
auch nicht vorenthalten dürfen 7. Wie sollte sonst das Gesuch eines 
Bauwerbers oder Sozialhilfeempfängers  — positiv oder negativ — 
beschieden werden, wenn Substantiierung nicht gefordert  würde? 
Diese aufgeschlossene Bereitschaft  zum gegenseitigen Zusammen-
wirken ist deshalb selbstverständliche Voraussetzung, wenn für die 
oft komplizierte Beurteilung in Fragen eigener Interessenverwirk-
lichung die Tätigkeit einer staatlichen Einrichtung in Anspruch ge-
nommen wird. 

I n eine oktroyierte und dennoch mit Selbstbelastungspflichten ver-
bundene Lage bringen den Bürger hingegen Vorschriften  der Z iv i l -
prozeß-, Konkurs- oder Abgabenordnung: 

Die beklagte Partei, der Vollstreckungs- und Gemeinschuldner oder 
der Steuerpflichtige sind nicht nur gezwungen, ein gegen sie gerichtetes 
Verfahren  duldend über sich ergehen zu lassen, sondern darüber hinaus 
— unabhängig von irgendeiner ablehnenden Haltung dem amtlichen 
Procedere gegenüber — auch zur Herbeiführung  selbstschädigender 
Ergebnisse durch aktive Mi twi rkung verpflichtet. 

Daß die heraus resultierende Diskrepanz zum Recht der Strafprozeß-
ordnung durch besondere Legitimation zu belegen ist, versteht sich von 
selbst. Es fragt sich jedoch, ob diese möglichen Rechtfertigungsgründe 

Hensen, AGB-Gesetz, 2. Auf l . 1977; ferner  die Kommentierung m. zahlr. 
Nachw. von Heinrichs/Held  in : Palandt, Kommentar zum BGB, 37. Auf l . 
1978, Abschnitt AGB-Gesetz. 

7 Al lgemein hierzu bereits Dresbach,  Die Wahrheitspflicht i m Verwal -
tungsrecht, 1958; zur M i tw i r kung nach § 26 Abs. 2 V w V f G vgl. Knopp, 
VwVfG, 1976, § 26 Anm. 5 m. Nachw. 


